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 SG 41.3  
Julia Müller 
      
im Hause 

Umwelt und Arbeitsschutz 

 

Hannah Scheckenbach 

Tel: 07571 102-2324 

Fax: 07571 102-2399 

hannah.scheckenbach@lrasig.de 

 

Sigmaringen, 27.02.2018 

Unser Zeichen: IV 41/1 Sche 

 

Vorläufige fachtechnische Stellungnahme für den Scoping Termin zum Windparkpro-
jekt Pfullendorf-Denkingen 
 
Bodenschutz  
 
Wie in der Tischvorlage für den Scoping Termin beschrieben sind zur Ermittlung der Eingriffs-
/Ausgleichsbilanzierung für das Schutzgut Boden die Bodenfunktionen darzustellen.  
Bewertungsgrundlage hierzu ist das Heft 23 der Landesanstalt für Umweltschutz, Messungen 
und Naturschutz Baden-Württemberg (LUBW) mit dem Titel "Bewertung von Böden nach ihrer 
Leistungsfähigkeit" sowie Auswertungen von Angaben aus der Bodenschätzung und den vor-
handenen Spezialkartierungen (z. B. geologische Karten, Bodenkarten).  
 
Die Eingriffs- Ausgleichsbilanz für das Schutzgut Boden ist nach dem von den Landkreisen 
Bodenseekreis, Ravensburg und Sigmaringen entwickelten Bewertungsmodell zu erstellen 
(„Naturschutzrechtliche und bauplanungsrechtliche Eingriffsbeurteilung, Kompensationsbe-
wertung und Ökokonten“, Stand 01.07.2012). Dieses Modell sichert eine kreisübergreifende 
Geleichbehandlung. 
 
Die Ausgleichs- und Kompensationsmaßnahmen sind mit der unteren Bodenschutzbehörde 
des Landratsamtes Sigmaringen abzustimmen und im Genehmigungsverfahren vorzulegen. 
 
Hinweis für die Durchführung der Baumaßnahmen: Für die Durchführung der Maßnahme 
selbst ist eine bodenkundliche Baubegleitung zu bestellen und ein Bodenmanagementkonzept 
zu erarbeiten.  

 

 

Altlasten  
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Im Bodenschutz- und Altlastenkataster bestehen für die betroffenen Flächen (ermittelt anhand 
der angegebenen Koordinaten) keine Eintragungen. 
 
 
Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung,  
 
mit freundlichen Grüßen  
 
 
 
 
Hannah Scheckenbach 
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 Frau Julia Müller 
      
im Hause 
      

Umwelt und Arbeitsschutz 

 

Erwin Reitter 

Tel: 07571 102-2328 

Fax: 07571 102-2399 

erwin.reitter@lrasig.de 

 

Sigmaringen, 19.03.2018 

Unser Zeichen: IV/41.1  

 

„Errichtung eines Windparks mit 4 WEA auf der Gemarkung Denkingen 
 
Antrag auf immissionsschutzrechtliche Genehmigung 
 
Stellungnahme SG 01 „gewerbliches Abwasser, Lagerung WGK-Stoffe etc.“ 
 
 

- Die geplanten Windkraftanlagen müssen die Anforderungen, die sich aus der Verord-
nung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen –AwSV ergeben 
einhalten.  
 
Die betrifft insbesondere den § 34 AwSV „Besondere Anforderungen an Anlagen zum 
Verwenden wassergefährdender Stoffe im Bereich der Energieversorgung und in Ein-
richtungen des Wasserbaus“ 
 
Das spätere Baugesuch muss hierzu Angaben beinhalten. 
 
 
 
Erwin Reitter 
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Müller, Julia

Von: Frick, Ernst
Gesendet: Freitag, 2. Februar 2018 09:00
An: Müller, Julia
Betreff: Errichtung Windpark auf Gemarkung Denkingen

Hallo Julia,

nach den vorliegenden Unterlagen vom 02.03. 2018 sind durch das Vorhaben oberirdische Gewässer nicht 
berührt. 
Eine Teilnahme an der Besprechung ist deshalb nicht erforderlich.
Auch gibt es aus unserer Sicht keine Belange welche zu beachten wären.

Grüße

Ernst Frick
Umwelt und Arbeitsschutz

Landkreis Sigmaringen
Leopoldstr. 4
72488 Sigmaringen
Tel: +49 7571 102-2326
Fax: +49 7571 102-2399
ernst.frick@lrasig.de
www.landkreis-sigmaringen.de
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 Mit Postzustellungsurkunde 
 
Frau Julia Müller 
 
Im Hause 
 
 
 
 

Umwelt und Arbeitsschutz 

 

Adalbert Mattes 

Tel: 07571 102-2332 

Fax: 07571 102-2399 

adalbert.mattes@lrasig.de 

 

Sigmaringen, 31.01.2018  

Unser Zeichen: 

IV/41.1 692.44 Mat 

 

„Errichtung eines Windparks mit 4 WEA auf der Gemarkung Denkingen“ 

Antrag auf immissionsschutzrechtliche Genehmigung 

Stellungnahme SG 01, GW-Schutz 

 

Der geplante Standort der südlichen Windenergieanlage befindet sich im rechtskräftig festge-

setzten Wasserschutzgebiet „Hilpensberg“, Zone III. In der Wasserschutzgebietszone III sind 

Windenergieanlagen zulässig, wenn eine Verunreinigung des Grundwassers oder sonstige 

nachteilige Veränderungen seiner Beschaffenheit ausgeschlossen werden können. Die Fest-

legungen der Schutzgebietsverordnung sind bei der Maßnahme zu berücksichtigen. Der 

Schutz des Grundwassers hat oberste Priorität.  

 
Insbesondere sind folgende Auflagen einzuhalten 

 

- Der Antragsteller hat den Beginn der Bauarbeiten mindestens zwei Wochen vorher 
dem Wasserversorger als Begünstigtem des Wasserschutzgebiets (WSG ) und der zu-
ständigen Wasserbehörde anzuzeigen. 

 
- Sämtliche Arbeiten sind so durchzuführen, dass eine Boden- und Grundwasserverun-

reinigung ausgeschlossen ist. Alle Beschäftigten sind vor dem Beginn der Bauarbeiten 
auf die Lage im WSG hinzuweisen und zur besonderen Sorgfalt im Hinblick auf den 
Boden und Grundwasserschutz anzuhalten.  
 

- Anfallendes behandlungsbedürftiges Abwasser(auch erkennbar belastetes Nieder-
schlagswasser) ist zu sammeln und ordnungsgemäß zu beseitigen. 
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- Sollten bei den Erdarbeiten Kontaminationen oder Siedlungsabfälle angetroffen wer-
den, so ist unverzüglich die zuständige Wasserbehörde zu benachrichtigen. 

 
- Wasserwirtschaftlich relevante Gegebenheiten während der Bauphase – insbesondere 

Unfälle mit wassergefährdenden Stoffen oder Brandfälle mit Löschwasseranfall – sind, 
sofern ausgetretene wassergefährdende Stoffe oder damit verunreinigte Stoffe in den 
Boden eingedrungen sind, unverzüglich der Unteren Wasserbehörde sowie dem Was-
serversorger zu melden. 

 
- Der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen ist auf das notwendige Maß zu be-

schränken. Nach Möglichkeit sollten Schmier- und Betriebsstoffe auf pflanzlicher Basis 
eingesetzt werden. 
 

- Durch geeignete Schutz- und Kontrollmaßnahmen ist sicherzustellen, dass eine Bo-
den- bzw. Grundwasserverunreinigung durch die in den Maschinen, Geräten und 
Fahrzeugen vorhandenen wassergefährdenden Stoffe, z. B. Hydrauliköl, Schmieröl, 
Kühlflüssigkeit, Kraftstoff, nicht zu besorgen ist. Insbesondere sind die Maschinen, Ge-
räte und Fahrzeuge arbeitstäglich auf austretende Stoffe zu kontrollieren, Schäden 
sind umgehend zu beseitigen.  
 

- Ausgetretene wassergefährdende Stoffe - insbesondere Tropfverluste sowie etwaig 
verunreinigtes Bodenmaterial - sind vollständig aufzunehmen und ordnungsgemäß zu 
entsorgen. Geeignete Ölbindemittel sind in ausreichender Menge an der Baustelle 
vorzuhalten. 
 

- Reparaturen an Baumaschinen und Fahrzeugen sind außerhalb der Wasserschutzge-

biete durchzuführen, auch bei Reparaturen während und bei Rückbau- und Entsor-

gungsmaßnahmen nach der Betriebszeit der Windenergieanlagen und den Arbeitsflä-

chen. 
 

- Die Flächen für die Baustelleneinrichtung sowie sonstige Arbeitsflächen (wie z.B. 

Kranstellflächen,…) sind ohne wesentlichen Eingriff in den Untergrund und unter Ver-

wendung nachweislich unbedenklicher Baustoffe (entsprechend Z 0-Werte der VwV-

Boden) herzustellen 
 

- Im Zuge der Gründungsarbeiten dürfen nur unbelastete, nicht auswasch- oder aus-
laugbare Stoffe und Baumaterialien verwendet werden, von denen aufgrund ihrer Ei-
genschaft und ihres Einsatzes nachweislich keine Boden- oder Grundwasserverunrei-
nigung ausgeht (dies betrifft z.B. die eingesetzten Schalöle, Anstriche, Beschichtun-
gen, Kleber, Dichtstoffe, Zemente). 

 
- Bei den Bauarbeiten im Wasserschutzgebiet sind Bodeneingriffe auf das notwendige 

Maß zu beschränken, damit die vorhandene Schutzfunktion der Grundwasserüberde- 
ckung weitestgehend erhalten bleibt. Deckschichten sind wieder zügig herzustellen, 
damit die belebte Bodenzone sich baldmöglichst wieder ausbilden kann. Zur Wieder-
verfüllung des Arbeitsraumes und zur Wiederherstellung einer schützenden Grund-
wasserdeckschicht ist bindiger und unbelasteter Boden zu verwenden. 
 

- Verfüllungen und Aufschüttungen dürfen nur mit einwandfreiem, nicht verunreinigtem 
Boden erfolgen. Dabei sind die Vorgaben der VwV-Boden an die stoffliche Verwertung 
von mineralischen Reststoffen/Abfällen“ im Wasserschutzgebiet mit den Zuordnungs-
werten Z 0 für Boden sowohl im Feststoff als auch im Eluat nachweislich einzuhalten. 
Die genannte Anforderung gilt auch als eingehalten, wenn das Verfüllmaterial aus na-
türlich anstehendem Boden gewonnen wurde, bei dem schädliche Kontaminationen 
aus anthropogenen Einflüssen nicht zu erwarten sind. 
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- Für die Herstellung der Betonfundamente sind nachweislich chromatarme Zemente zu 
verwenden. 
 

- Bei späteren Unterhaltungs-, Reinigungs und Reparaturarbeiten ist die Lage der WEA 
im Wasserschutzgebiet entsprechend zu berücksichtigen. Eine Grundwassergefähr-
dung ist durch geeignete Schutzmaßnahmen auszuschließen. 

 
- Treten bei späteren Unterhaltungs-, Reinigungs- und Reparaturarbeiten wasserge-

fährdende Stoffe aus und besteht dabei die Besorgnis einer Boden- bzw. Grundwas-
sergefährdung, sind unverzüglich der Wasserversorger und die zuständige Wasserbe-
hörde zu benachrichtigen. Anschriften und Telefonnummern sind gut lesbar innerhalb 
der WEA anzubringen. 

 
 
 

 

 

 

 

A. Mattes 
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 Antrag auf immissionsschutzrechtliche Genehmigung zur Errichtung eines 

Windparks mit vier Windenergieanlagen mit einer Nabenhöhe von ca. 160 m bis 

170 m und einem Rotordurchmesser von bis zu 160 m auf der Gemarkung 

Denkingen 

Hier: Festlegung von Inhalt und Umfang der Unterlagen über die Umweltaus-

wirkungen des Vorhabens (Scopingverfahren) 

 

Hier: Stellungnahmen des Regierungspräsidiums Tübingen 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

sehr geehrte Frau Müller, 

 

 

das Regierungspräsidium Tübingen bedankt sich für die Möglichkeit bereits vorab 

Stellung zum oben genannten Projekt nehmen zu können. 

 

I. 

Zu den Belangen des Klimaschutzes im Zusammenhang mit dem beantragten Vorha-

ben nimmt das Kompetenzzentrum Energie vorab wie folgt Stellung: 

 

Die Firma ABO Wind AG plant die Errichtung von vier Windenergieanlagen mit einer 

Nabenhöhe von ca. 160 m bis 170 m und einem Rotordurchmesser von bis zu 160 m 

im Waldgebiet „Hohenreute“ auf der Gemarkung Denkingen.  Der Anlagentyp steht 
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bislang noch nicht fest. Je WEA sind jedoch Generatorleistungen von 4 MW bis 5 MW 

vorgesehen. Laut der ABO Wind AG liegt die mittlere Windgeschwindigkeit in Naben-

höhe bei rund 6,2 m/s. Der Windenergieatlas Baden-Württemberg weist für die ge-

planten Standorte der WEA Windgeschwindigkeiten zwischen 5,5 m/s und 6,0 m/s 

aus. Die genaue mittlere Windgeschwindigkeit wird im weiteren Verfahren durch die 

ABO Wind AG nachzuweisen sein. 

Die geplanten vier Anlagen tragen bei Realisierung mit einer Nennleistung im Bereich 

zwischen 4 MW und 5 MW je WEA (Leistung des Gesamtparks somit ca. 16 MW bis 

20 MW) damit zur Energiewende bei.  

 

II. 

Bis zum 23.02.2018 sind die unten aufgeführten Stellungnahmen der betroffenen Re-

ferate beim Kompetenzzentrum Energie eingegangen. 

 

II. 1 

Referat 21 - Raumordnung 

 

Ausweislich der vorliegenden Unterlagen ist die Errichtung eines Windparks mit vier 

Anlagen und einer Gesamthöhe von bis 250 m im Waldgebiet Hohenreute südlich von 

Denkingen geplant. Alle Anlagen befinden sich östlich des durch das Waldgebiet ver-

laufenden Weges. 

 

Nach Nr. 1 der Raumordnungsverordnung soll für die Errichtung einer Anlage im Au-

ßenbereich nach § 35 BauGB, die der Genehmigung in einem Verfahren unter Einbe-

ziehung der Öffentlichkeit nach § 4 des Bundesimmissionsschutzgesetzes bedarf und 

die in den Nummern 1 bis 10 der Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglich-

keitsprüfung aufgeführt ist ein Raumordnungsverfahren durchgeführt werden; sach-

lich und räumlich miteinander im Verbund stehende Anlagen sind dabei als Einheit 

anzusehen. In der Anlage 1 des UVPG sind Windparks ab 3 Anlagen aufgeführt. Da-

nach ist die Frage, ob ein Raumordnungsverfahren durchzuführen ist, von der Frage 

des Zulassungsverfahrens abhängig. Wenn ein immissionsschutzrechtliches Verfah-

ren unter Beteiligung der Öffentlichkeit erforderlich ist, besteht grundsätzlich die 

Pflicht zur Durchführung eines Raumordnungsverfahrens. 
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II. 2 

Referate 55 und 56 – höhere Naturschutzbehörde 

 

a) Beurteilung der Kartierungsmethode von Vogelarten 

 

Erfassung der Brutvorkommen windkraftempfindlicher Vogelarten (Kap. 3.2.1.1.3):  

 Im März/April 2017 fanden Horstkartierungen statt. Hierzu ist eine Aussage not-

wendig, ob die Kartierungen im unbelaubten Zustand stattfanden, da nach LUBW-

Vorgaben Horstkartierungen grundsätzlich nur bis Februar stattfinden.   

 Zur Erfassung der Brutvorkommen fand nur eine Horstkontrolle am 12.04.17 statt. 

Weitere Kontrollen im Zeitraum bis Anfang Juli fehlen.  

 

Erfassung der Nahrungshabitate und Flugkorridore windkraftempfindlicher Vogelarten 

(Kap. 3.2.1.1.4): 

 Insgesamt sind 18 Beobachtungstermine für drei Beobachtungspunkte angegeben. 

Fanden die Beobachtungen an den drei Punkten simultan statt? Nach LUBW-

Vorgabe sind je Beobachtungspunkt 18 Beobachtungstermine mit je 3 h durchzu-

führen.  

 Ein Beobachtungspunkt im geometrischen Mittelpunkt der Anlagen fehlt. Es bedarf 

einer Begründung, weshalb hier von den Vorgaben der LUBW abgewichen wird. 

Die Sichtbarkeit der zu untersuchenden Flächen im Bereich der Anlagen muss von 

den drei Beobachtungspunkten belegt werden.  

 

Erfassung von Rastvogelbeständen (Kap. 3.2.1.1.5):  

 Im Gutachten ist angegeben, dass die Kartierung der Überwinterungsplätze bis 

Mitte Februar 2018 fortgeführt „wurde“. Wie ist dies zu erklären, wenn das Gutach-

ten im Januar 2018 erstellt wurde. Auch sind in Tab. 5 (Übersicht Termine) Be-

obachtungszeitpunkte ab Ende November 2017 nicht mehr dargestellt. Die Be-

obachtungszeitpunkte zur Kartierung der Überwinterungsplätze sind nicht aufge-

führt.  

 Folgende Sätze (s. S. 15) sind wenig verständlich und bedürfen einer Überarbei-

tung: „Da durch die Ergebnisse der Rastvogelkartierung …, dass der vorliegende 

Untersuchungsumfang ausreichend ist.“ „Dass die Rastvogelerfassung keine voll-

ständige zusammenhängende Untersuchungsperiode umfasst, …, ist durch die Er-

hebung von repräsentativen und belastbaren Ergebnissen zu den planungsrele-
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vanten Arten bzw. Artengruppen, …, im konkretem Fall naturschutzfachliche be-

lastbar.“  

 

b) Beurteilung der Kartierungsmethode von Fledermäusen 

 

Datenrecherche (Kap. 3.2.1.2.1):  

 Hier muss erläutert werden, ob die Datenrecherche innerhalb des Prüfradius von 5 

km erfolgt ist (Vorgabe LUBW-Papier). 

 Ergebnisse der Datenrecherche sollte u. a. eine fachgutachterliche Einschätzung 

des Kollisionsrisikos sein, um daraus den erforderlichen Untersuchungsumfang 

abzuleiten. Aussagen hierzu fehlen. 

 

Transektbegehungen und stichprobenhafte automatische Erfassungen (Kap. 

3.2.1.2.2): 

 Bei der Beschreibung der automatischen Dauererfassung fehlt eine Angabe zur 

Zahl der eingesetzten Geräte. Nach den LUBW-Vorgaben sind an Standorten mit 

hoher Strukturvielfalt, u. a. Laub-Mischwälder, je WEA ein Aufzeichnungsgerät ein-

zusetzen, mind. jedoch 2 Geräte.  

 

II. 3 

Höhere Forstbehörde 

 

Die höhere Forstbehörde hat ihre Stellungnahme mit E-Mail vom 23.02.2018 bereits 

an das Landratsamt Sigmaringen übersandt. 

 

 

gez.  

Bauer 
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Müller, Julia

Von: Jebram, Jürgen (RPT) <Juergen.Jebram@rpt.bwl.de>
Gesendet: Dienstag, 13. März 2018 15:32
An: Schiefer, Adrian
Cc: Joeres, Katharina (RPT); Bauer, Mario (RPT); Schall, Dr. Burkhard (RPT); 

Waldenmeyer, Dr. Guido (RPT); Hafen, Gerhard; Müller, Julia
Betreff: Antrag auf Immissionsschutzrechtliche Genehmigung zur Errichtung eines 

Windparks mit vier Windenergieanlagen Gemarkung Denkingen, LRA 
Sigmaringen

Anlagen: RLP_wea_schwarzstorch.pdf

Sehr geehrter Herr Schiefer,

im Nachgang zum Scopingtermin am 2. März 2018 ergänzen wir die Stellungnahme der höheren Naturschutzbehörde 
(Regierungspräsidium Tübingen, Referate 55 und 56) um folgenden Punkt:

Wir weisen darauf hin, dass der Schwarzstorch bei der artenschutzrechtlichen Beurteilung ausreichend behandelt 
werden muss. 

In etwa 7 km Entfernung, nordöstlich vom geplanten Windparkstandort, brüten 1-2 Paare im Pfrunger-Burgweiler 
Ried. Es liegen weiterhin Beobachtungen des Schwarzstorches aus dem Deggenhauser Tal, südlich vom geplanten 
Standort, ca. 5 km entfernt, und aus dem Bereich Herdwangen/Schönach, westlich vom geplanten Standort, ca. 7 km 
entfernt, vor. Eine Brut kann an diesen beiden Stellen nicht ausgeschlossen werden.

Vom Vorhabenträger ist plausibel darzulegen, dass ein Brutvorkommen im Radius von 3.000 m um die 
Anlagenstandorte ausgeschlossen werden kann. Hierzu soll er die Ergebnisse der eigenen Kartierungen sowie 
vorliegende Daten bei der LUBW und der OGBW heranziehen. Anfragen hierzu soll er an folgende Personen stellen: 
LUBW: Frau Gues, Griesbachstraße 1, 76185 Karlsruhe, Tel. 0721/5600-1210, E-Mail: Marjam.Gues@lubw.bwl.de; 
OGBW: Herr Jost Einstein, www.ogbw.de. 

Da der Schwarzstorch in einem Radius von 10.000 m um die Anlagenstandorte brütet, muss eine 
Raumnutzungsanalyse für diese Art zur Erfassung der regelmäßig frequentierten Nahrungshabitate und Flugkorridore 
durchgeführt werden (siehe LUBW-Hinweise, Kap. 2.2.2.2). Es bietet sich an, die Beobachtungspunkte im Bereich 
vermuteter Flugkorridore zwischen nachgewiesenen bzw. vermuteten Brutrevieren und den Anlagenstandorten zu 
legen. Da im Betrachtungsraum eine verhältnismäßig große Dichte des Schwarzstorches zu erwarten ist, wird nach 
Rücksprache mit der LUBW ein höherer Beobachtungsaufwand als in den LUBW-Hinweisen empfohlen. Eine gute 
Orientierungshilfe und Richtlinie für die Beobachtungsintervalle (Zeitraum, Beobachtungsdauer) bieten die 
Empfehlungen aus Rheinland-Pfalz (siehe Anlage „RLP_wea_schwarzstorch.pdf“). 

Mit freundlichen Grüßen

Jürgen Jebram

REGIERUNGSPRÄSIDIUM TÜBINGEN
REFERAT 56 - Naturschutz und Landschaftspflege 

Postanschrift:
Konrad-Adenauer-Straße 20 
72072 Tübingen
Telefon: +49 (0)7071 757-5323
Fax:+49 (0)7071 757-96082
E-Mail: Juergen.Jebram@rpt.bwl.de
Internet: www.rp-tuebingen.de

Dienstsitz:
Konrad-Adenauer-Straße 42 
72072 Tübingen
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+++ Bitte prüfen Sie der Umwelt zuliebe, ob der Ausdruck dieser E-Mail erforderlich ist +++



Windkraftempfindlichkeit:   ! - Art ist kollisions- oder störungsempfindlich;    !! - Art ist kollisions- und störungsempfindlich 

aus: VSW & LUWG [Staatliche Vogelschutzwarte für Hessen, Rheinland-Pfalz und Saarland & Landesamt für Umwelt, Wasserwirtschaft 
und Gewerbeaufsicht Rheinland-Pfalz] (2012): Naturschutzfachlicher Rahmen zum Ausbau der Windenergie in Rheinland-Pfalz –  
Artenschutz (Vögel, Fledermäuse) und NATURA 2000-Gebiete. - Gutachten im Auftrag des Ministeriums für Umwelt, Landwirtschaft, 
Verbraucherschutz, Weinbau und Forsten Rheinland-Pfalz. Frankfurt am Main/Mainz. 145 S. + Karten. (vollständiges Gutachten) 

Schwarzstorch (Ciconia nigra) 

Windkraftempfindlichkeit: !! 
Kollisionsgefährdet (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) 

Bisher nur wenige Kollisionsopfer dokumentiert (Deutschland 1, Spanien 3, Frankreich 1). Art mit 
hohem „Risiko-Index“ bezüglich Kollisionsgefahr an WEA (Lekuona & Ursúa 2007). 

Bei WEA-Planungen sind Lebensraumentwertung (Schutz der Fortpflanzungsstätte nach § 44 Abs. 
1 Nr. 3 BNatSchG, einschl. räumlich-funktionaler Bedeutung) und Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 
Nr. 2 BNatSchG) als potenzielle Beeinträchtigungen zu beachten. Zudem besteht eine Meidungs- 
bzw. Barrierewirkung. Ein Mindestabstand ist zur Minimierung erheblicher Beeinträchtigungen erfor-
derlich, da bei WEA unterhalb dieser Distanz  

 der Bruterfolg sinken kann, 

 Brutplätze im Verlauf weniger Jahre aufgegeben werden können,  

 in wald- und fließgewässerreichen Mittelgebirgen - mit kleineren Aktionsraumgrößen als in der 
waldarmen norddeutschen Tiefebene - die Flugaktivitäten insgesamt sich in Distanzen vom Horst 
bis ca. 5.000 m konzentrieren und  

 die Flugaktivitäten der Jungvögel vor allem unter 4.000 m Distanz zum Horst stattfinden.  

Der Schwarzstorchexperte RHODE empfiehlt auf der Grundlage seiner Funktionsraumanalysen in 
Nordost-Deutschland ausdrücklich eine „Tabu“zone um den Horstbereich mit einem Radius von 3 km. 

Aktuelle Hinweise aus rheinland-pfälzischen Mittelgebirgen lassen vermuten, dass hier der Meideef-
fekt vor allem nur bis in eine Entfernung von ca. 1.000 m zu erheblichen Beeinträchtigungen führen 
kann (Störungstatbestand). Aufgrund der besonderen Bedeutung des Schwarzstorchs ist der im so-
genannten „Helgoländer Papier“ (LAG VSW 2012 im Druck) erwähnte „Tabubereich“ von 3.000 m 
planerisch derart zu berücksichtigen, dass Bereiche unter 1.000 m um betrachtungsrelevante Brut-
vorkommen (Fortpflanzungsstätte) einem sehr hohen Konfliktpotenzial und Bereiche zwischen 1.000 
und 3.000 m einem hohen Konfliktpotenzial zuzuordnen sind. 

Dementsprechend sind eine spezielle Funktionsraumsanalyse (nach ROHDE 2009) und wirksame 
Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen sowie CEF- und FCS-Maßnahmen (einschl. Monitoring) 
zwingende planerische Grundvoraussetzungen, um im konkreten Einzelfall die naturschutzfachliche 
und -rechtliche Verträglichkeit von Windenergie-Vorhaben zwischen 1.000 und 3.000 m zu Schwarz-
storch-Brutvorkommen (Fortpflanzungsstätten) zu gewährleisten (erhöhte Prüf- und Darlegungserfor-
dernisse). 

Für den Bereich unter 1.000 m zu Fortpflanzungsstätten des Schwarzstorchs wird auch unter Beach-
tung des Vorsorgeprinzips (EU-Kommission 2000, IUCN 2007)2.ein genereller Ausschlussbereich 
empfohlen. 

Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 
 Risikominderung bei Beachtung eines Ausschlussbereiches. Dieser Bereich kann in begründeten 

Einzelfällen von der 3.000 m-Abstandsempfehlung in LAG VSW (2012, im Druck) abweichen und 
die 3.000 m bis hin zu einem Abstand von 1.000 m zur Fortpflanzungsstätte unterschreiten (siehe 
oben). Der Prüfbereich von 6.000 m (nach LAG VSW 2012 im Druck) ist zu beachten. 

 Risikominderung durch Reduzierung des Kollisionsrisikos an anderen technischen Einrichtungen, 
wie z. B. durch unterirdisches Verlegung (Erdverkabelung) von bestehenden und nachweislich 
konfliktreichen Mittel- und Niederspannungsleitungen in häufig frequentierten Talräu-
men/Bachtalwiesen mit Nahrungshabitaten (innerhalb „homerange“ des betroffenen Revierpaares) 

                                                            

2 EU-Kommission (2000): Mitteilung der Kommission. Die Anwendbarkeit des Vorsorgeprinzips. http://eur-
lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2000:0001:FIN:de:PDF 
IUCN (2007): Guidelines for Applying the Precautionary Principle to Biodiversity Conservation and Natural Re-
source Mangement. As approved by the 67th meeting of the IUCN Council, 14.-16.05.2007 
 

http://www.natura2000.rlp.de/artefakt/dokumente/wea/WEA_GutachtenNaturschutz.pdf


Kompensation / FCS- und CEF-Maßnahmen 
 Dauerhafte Sicherung von Horststandorten (Erhalt Horstbäume) und Beruhigung bekannter sowie 

potenzieller Fortpflanzungsstätten( einschl. Horstumfeld), z. B. durch Verzicht auf waldbauliche 
Maßnahmen (März – August) und Erhaltung des Bestandscharakters 

 Anlage und Verbesserung von Nahrungshabitaten (außerhalb des empfohlenen Mindestabstan-
des im „homerange“ des betroffenen Revierpaares), z. B. Schaffung von Stillgewässern und 
Feuchtbiotopen, Gewässerrenaturierung, Entfichtung (ggf. mit Vernässung) oder Offenhaltung von 
Feuchtwiesen in Bachtälern 

 In Einzelfällen (außerhalb empfohlenen Mindestabstandes): Anlage künstlicher Nistplattformen zur 
Sicherung bestehender und nachweislich gefährdeter Nester bei gleichzeitiger Sicherung und Bin-
dung des Revierzentrums (Art nutzt Wechsel bzw. Ausweichhorste) 

Hinweise zur Erfassung 
Schwarzstorch-Funktionsraumanalyse (innerhalb Prüfbereich) 

Studien zur Raumnutzung territorialer Schwarzstörche müssen sich an der Anwesenheitszeit (Ende 
Feb. bis Ende August) und dem Aktivitätsmuster während der Jungen- und Aufzuchtszeit [einschl. 
nachgewiesener Dämmerungsaktivität] orientieren (ROHDE 2009). In dem Zeitraum der Eiablage 
(i. d. R. 1. Aprilwoche) bis zum Alter von vier Wochen der Jungvögel ist meist nur ein Vogel zu beo-
bachten, deshalb sind die Beobachtungstage (Anzahl und Bebachtungsdauer pro Tag) auf diese 
Sachverhalte abzustimmen.  

Folgende Beobachtungsintervalle sind obligat zu berücksichtigen (Methodenstandard): 

 Ankunft- und Balzzeit (Ende Februar bis Anfang/Mitte April): 5 Begehungen (Beobachtung von 
exponierten Standorten); Mitte April bis Mitte Mai (reduzierte Aktivitätsphase, da Brut und intensi-
ve Betreuungszeit von einem Altvogel am Nest): 3 Begehungen; Mitte Mai bis 20. Juli (Ende 2. Ju-
lidekade): 8 Begehungen; Ende Juli – 15. August: 2 Begehungen 

 Erfassungsdauer 8 Std./Begehung und Kartierer 

 bei Begehungen von Mitte Mai bis zur 2. Julidekade sind repräsentative Erfassungen der Dämme-
rungsaktivitäten zwingend zu berücksichtigen 

 Auswahl exponierten Beobachtungspunkte (mit weiträumiger Geländeübersicht) innerhalb des 
Prüfbereiches (6 km*) zur repräsentativen Erfassung zu dokumentiertender Flugbewegungen/-
strecken oder Thermikgebieten zwischen Brutwald und potenziellen bzw. bekannten Nahrungsha-
bitaten. Erfassungsstandorte in Abhängigkeit vom geplanten WEA-Standort und im Radius von ca. 
1 – 5 km zum Brutplatz wählen. Bei Beobachtungen in der Dämmerungsphase wäre tendenziell 
ein brutplatznaher Standort mit Überblick auf den Brutwald zu beziehen, um die Ab- oder Anflug-
richtung zum Brutplatz gezielter zu dokumentieren 

 Nur Beobachtungstage mit günstigen Witterungsbedingungen sind auswertungsfähig 

 In Untersuchungsgebiete mit hoher Struktur und Reliefvielfalt sind aufgrund erschwerter Beobach-
tungsbedingungen zumindest zeitweise Synchron-Erfassungen durch zwei Personen zu empfeh-
len (z. B. während Phasen erhöhter Aktivität: Balz, Jungenaufzucht und –ausflug) 

 fachlich versierte oder langjährig tätige Ornithologen mit Erfahrungen in der Erfassungs von Groß-
vogelarten und deren Aktionsräumen 

 Verwendung hoch vergrößernder Optik (Ferngläser/Spektive mit mindestens 20-facher Vergröße-
rung) 
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Müller, Julia

Von: Plate, Marieke (RPT) <Marieke.Plate@rpt.bwl.de>
Gesendet: Freitag, 23. Februar 2018 10:27
An: Müller, Julia
Cc: Jaeger, Walter; Bauer, Mario (RPT)
Betreff: WP Denkingen_Rückmeldung zu Scopingpapier

Sehr geehrte Frau Müller,

in der Vorab-Stellungnahme der unteren Forstbehörde vom 31.01.2018 zu dem o.g. Scopingpapier sind die 
wichtigsten forstrechtlichen Punkte bereits benannt, sodass die höhere Forstbehörde auf eine gesonderte 
Rückmeldung verzichtet. Ergänzender Hinweis: Eine Umwandlungserklärung nach § 10 LWaldG ist nicht erforderlich.

Den Scopingtermin am 02.03.2018 werde ich als Vertreterin der höheren Forstbehörde wahrnehmen.

Mit freundlichen Grüßen

----------------------------------------------------------------
Marieke Plate

REGIERUNGSPRÄSIDIUM TÜBINGEN
ABTEILUNG 8 Forstdirektion
Landesbetrieb Forst BW
Fachbereich 82 (Forstpolitik und Forstliche Förderung)

Postanschrift: 
Postfach 2666, 72016 Tübingen

Dienstsitz: 
Im Schloß, 72074 Tübingen-Bebenhausen
Tel.:   07071 / 602 6257
Fax.: 07071 / 602 6602
E-Mail: Marieke.Plate@rpt.bwl.de
Internet: www.forstbw.de www.rpt-tuebingen.de

+++ Bitte prüfen Sie der Umwelt zuliebe, ob der Ausdruck dieser E-Mail erforderlich ist +++
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Müller, Julia

Von: Fauß, Ulrich (RPS) <Ulrich.Fauss@rps.bwl.de>
Gesendet: Donnerstag, 1. Februar 2018 12:57
An: Müller, Julia
Betreff: Scopingtermin für Windpark Hohenreute in Pfullendorf-Denkingen

Sehr geehrte Frau Müller,

von Seiten des Regierungspräsidiums Stuttgart, Referat 46.2 – Luftverkehr und Luftsicherheit, wird nicht am 
Scoping-Termin am 02.03.2018 teilgenommen.

Nach § 14 Abs. 1 i.V.m. § 12 Luftverkehrsgesetz darf die für die Erteilung einer Baugenehmigung zuständige Behörde 
die Errichtung von Bauwerken, die eine Höhe von 100 Metern über dem Erdboden überschreiten, nur mit 
Zustimmung der Luftfahrtbehörde (hier: Regierungspräsidium Stuttgart) genehmigen.

Konkrete Aussagen aus luftrechtlicher Sicht über geeignete bzw. ungeeignete Standorte für Windkraftanlagen 
können jedoch nur unter Einbeziehung genauer Daten (genaue Einzelstandorte/Koordinaten in WGS84, Höhe des 
Grundes ü.NN, max. Höhe der Windkraftanlagen) abgegeben werden. Eine Zustimmung/Ablehnung wird erst nach 
gutachtlicher Anhörung der Deutschen Flugsicherung GmbH sowie dem Bundesamt für Flugsicherung erteilt.
Windkraftanlagen, die eine Höhe von mehr als 100 m über Grund haben, sind zwingend als Luftfahrthindernisse zu 
kennzeichnen (Tages- und Nachtkennzeichnung). 

Für Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Ulrich Fauß

REGIERUNGSPRÄSIDIUM STUTTGART
Referat 46.2 – Luftverkehr und Luftsicherheit

Postanschrift:
Industriestr. 5
70565 Stuttgart 
Ulrich.Fauss@rps.bwl.de
Telefon: +49 (0) 7071 757-3605

Dienstsitz: 
Konrad-Adenauer-Straße 30 
72072 Tübingen

+++ Bitte prüfen Sie der Umwelt zuliebe, ob der Ausdruck dieser E-Mail erforderlich ist +++
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Müller, Julia

Von: Thiem, Wolfgang (RPS) <Wolfgang.Thiem@rps.bwl.de>
Gesendet: Dienstag, 20. Februar 2018 17:20
An: Müller, Julia
Cc: Hahn, Dr. Martin (RPS)
Betreff: Lkr. SIG, Pfullendorf-Denkingen, BImSchV zu geplanten Windpark mit 4 

WEA´s Gemarkung  Denkingen, TÖB-Anhörung

Sehr geehrte Frau Müller, 

Vielen Dank für die Beteiligung des Landesamtes für Denkmalpflege als Träger öffentlicher Belange im Rahmen des 
im Betreff genannten Verfahrens. 

Leider ist es aus terminlichen Gründen nicht möglich, an der für den 2. März geplanten Besprechung teilzunehmen. 
Wir bitten aber darum, unsere hier vorgetragenen Belange bei dieser Besprechung für uns einzubringen.

1. Bau- und Kunstdenkmalpflege:
Der geplante Windpark war von der Regionalplanung aus Artenschutzgründen nicht weiter verfolgt worden. Im Zuge 
der Erstellung des Flächennutzungsplanes „“Teilsektorale Fortschreibung Wind“ der „Verwaltungsgemeinschaft 
Pfullendorf, Herdwangen-Schönach, Wald, Illmensee“ wurde der Standort „Hilpensberg/Langgassen“ jedoch 
aufgegriffen und uns auch zur Anhörung vorgelegt. In unserer Stellungnahme vom 27.12.2012 hatten wir aufgrund 
der beeinträchtigenden Wirkung auf die Kirche St. Johannes in Denkingen erhebliche Bedenken vorgetragen und 
zudem die Überprüfung einer möglicher Beeinträchtigungen von Schloss Heiligenberg sowie der Stadtsilhouette von 
Pfullendorf durch Simulationen zur Klärung dieser Belange gefordert. Die „Konzentrationszone für Windkraft“ wurde 
ohne Vorlage entsprechender Simulation leicht verändert beschlossen. Wiederum ohne unsere erneut vorgetragenen 
Belange zu berücksichtigen hat man 2016 der Bau einer einzelnen WEA auf der Flstnr. 772 genehmigt.

Aus der aktuellen Tischvorlage (Punkt 3.3, Seite 24) geht hervor, dass man bereit ist in Abstimmung mit dem 
Landesamt für Denkmalpflege Fotosimulationen für ausgewählte Standorte erstellen zu lassen. Geht man von einer 
Anlagenhöhe von 240 bis 250 Meter aus, dann scheint diese Überprüfung jedoch auf einen Umkreis von ca. 3,5 
Kilometer beschränkt zu werden. Durch diese räumliche Einschränkung wäre diese Überprüfung lediglich für die 
Kirche in Denkingen relevant, doch sind wir der Auffassung, dass die Landschaftswirkung derart hoher WEA´s 
durchaus auch über 10 Kilometer erreichen und je nach Schutzgut auch noch eine erhebliche negative Wirkung auf 
deren Umgebung entfalten kann. Im Einzelnen ist festzuhalten:

 Unsere einst vorgetragenen erheblichen Bedenken bezüglich der Kirche St. Johannes in Denkingen machen wir nicht 
mehr geltend, da eine Berücksichtigung der Umgebung dieser nicht als raumwirksam eingestuften Kirche nicht mehr 
den veränderten Grundsätzen der Landesdenkmalpflege hinsichtlich der Planung von Windenergieanlagen entspricht. 
Dennoch erscheint uns eine Fotosimulation zielführend, zumal das auch von der örtlichen Bevölkerung sicherlich 
gewünscht werden dürfte.

 Demgegenüber zählen Schloß Heiligenberg und die städtebaulichen Dominanten von Pfullendorf (Stadtsilhouette) 
durchaus zu den raumwirksamen Objekten, hier muss also eine potentielle Beeinträchtigung der Umgebung gem. § 
15/3 DSchG mittels Simulationen ausgeschlossen werden. Das Gleiche gilt auch für die Kirchen St. Martin in 
Frickingen, St. Peter und Paul in Herdwangen und St. Blasius in Burgweiler. Natürlich wäre vorab erst zu klären, 
inwieweit sich hier überhaupt Sichtzusammenhänge entwickeln können. Sollte dies nicht der Fall sein sind natürlich 
keine Fotosimulationen erforderlich.

 Vorsorglich tragen wir daher gegen den Windpark erhebliche Bedenken vor. Diese können bei Vorlage entsprechend 
entkräftender Unterlagen bzw. Simulationen zurückgestellt werden. Wir bitten daher um Kontaktaufnahme, um die 
Einzelheiten der weiteren Vorgehensweise mit uns abzustimmen.

2. Archäologische Denkmalpflege:
Die archäologische Denkmalpflege bittet darum die Regelungen des § 20 DSchG zu beachten. Zudem wird auf die 
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gem. § 27 DSchG hingewiesen:
„Sollten bei Erdarbeiten Funde (beispielsweise Scherben, Metallteile, Knochen) und Befunde (z. B. Mauern, Gräber, 
Gruben, Brandschichten) entdeckt werden, ist das Landesamt für Denkmalpflege beim Regierungspräsidium Stuttgart 
(Abt. 8) unverzüglich zu benachrichtigen. Fund und Fundstelle sind bis zur sachgerechten Begutachtung, mindestens 
bis zum Ablauf des 4. Werktags nach Anzeige, unverändert im Boden zu belassen. Die Möglichkeit zur fachgerechten 
Dokumentation und Fundbergung ist einzuräumen.“
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Mit freundlichen Grüßen

Wolfgang Thiem
Städtebauliche Denkmalpflege

Landesamt für Denkmalpflege
im Regierungspräsidium Stuttgart
Ref. 83.2 - Denkmalkunde
Tel: 07071/757-2473
Fax: 07071/757-2431
Alexanderstraße 48
72072 Tübingen
E-Mail: Wolfgang.Thiem@rps.bwl.de
Internet: www.denkmalpflege-bw.de
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Beteiligung der Träger öffentlicher Belange  
 
A  Allgemeine Angaben  
 
Antrag auf immissionsschutzrechtliche Genehmigung z ur Errichtung eines Wind-
parks mit vier Windenergieanlagen mit einer Nabenhö he von ca. 160 bis 170 m und 
einem Rotordurchmesser von bis zum 160 m, Gemeinde Pfullendorf, Teilort 
Denkingen, Lkr. Sigmaringen (TK 25: 8121 Heiligenbe rg)   
  
hier: Festlegung von Inhalt und Umfang der Unterlag en über die Umweltauswirkun-
gen des Vorhabens (Scopingverfahren)   
  
Ihr Schreiben Az.: IV/41.3 JM vom 24.01.2018  
 
Anhörungsfrist 02.03.2018 
 
 
B  Stellungnahme 
 
Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowissenschaftliche und bergbehördliche 
Belange äußert sich das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau auf der Grundlage 
der ihm vorliegenden Unterlagen und seiner regionalen Kenntnisse zum Planungsvorhaben. 
 
 
1  Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Re gelungen, 
    die im Regelfall nicht überwunden werden können  
 
Keine 
 
 
2  Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, 
    die den Plan berühren können, mit Angabe des Sa chstandes  
 
Keine
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3  Hinweise, Anregungen oder Bedenken  
 
Geotechnik 
 
Objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 unter 
besonderer Berücksichtigung der dynamischen Belastung sowie der Hangstabilität und 
einer möglichen Verkarstung werden empfohlen. Es wird darauf hingewiesen, dass im 
Anhörungsverfahren des LGRB als Träger öffentlicher Belange keine fachtechnische 
Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt und dass die in 
Gutachten getroffenen Aussagen im Verantwortungsbereich des gutachtenden 
Ingenieurbüros liegen. 
 
 
Boden  
 
Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
vorzutragen. 
 
 
Mineralische Rohstoffe  
 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, Anregungen 
oder Bedenken vorzubringen. 
 
 
Grundwasser  
 
Dem vorgeschlagenen Untersuchungsrahmen in Kap.3.5 Schutzgut Wasser wird zuge-
stimmt. 
 
Hydrogeologische Belange werden erst im konkreten Einzelfall des BIm-
SchG-Genehmigungsverfahrens geprüft. Aus hydrogeologischer Sicht ist dort für die 
konkreten Standorte zu prüfen, ob durch Eingriffe in den Untergrund (Bau der Fundamen-
te, Anlage der Kabeltrassen, Schaffung von Zufahrten zu den Standorten) die Schutzfunk-
tion der Grundwasserüberdeckung beeinträchtigt wird. Beim Bau und Betrieb von Wind-
kraftanlagen werden Wasser gefährdende Stoffe eingesetzt (insbesondere Hydrauliköl, 
Schmieröl, Schmierfett und Transformatorenöl). Von daher ist für die konkreten Standorte 
auch sicherzustellen, dass es hierdurch nicht zu einer nachteiligen Veränderung der 
Grundwasserqualität kommt. 
 
 
Bergbau  
 
Bergbehördliche Belange werden von der Planung nicht berührt. 
 
 
Geotopschutz  
 
Im Bereich der Planfläche sind Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes nicht 
tangiert. 
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Allgemeine Hinweise  
 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geologischen 
Kartenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage 
des LGRB (http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden. 
 
Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im Internet unter der 
Adresse http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver Ge-
otop-Kataster) abgerufen werden kann. 
 
 
 
 
Im Original gezeichnet 
 
Valentina Marker 
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TöB-Stellungnahmen des LGRB – Merkblatt für Planungsträger 

 
Das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau im Regierungspräsidium (LGRB) nutzt für die Erarbei-
tung der Stellungnahmen zu Planungsvorgängen, die im Rahmen der Anhörung als Träger öffentlicher 
Belange (TöB) abgegeben werden, einen digitalen Bearbeitungsablauf (Workflow). Um diesen Workflow 
effizient zu gestalten und die TöB-Planungsvorgänge fristgerecht bearbeiten zu können, sind folgende 
Punkte zu beachten. 
 
 

1 Übermittlung von digitalen Planungsunterlagen 

Alle zum Verfahren gehörenden Unterlagen sind nach Möglichkeit dem LGRB nur digital 
bereitzustellen.  
 

Übermitteln Sie uns digitale und georeferenzierte Planungsflächen (Geodaten), damit wir diese in unser 
Geographisches Informationssystem (GIS) einbinden können. Dabei reichen die Flächenabgrenzungen 
aus. Günstig ist das Shapefile-Format. Falls dieses Format nicht möglich ist, können Sie uns die Daten 
auch im AutoCAD-Format (dxf- oder dwg-Format) oder einem anderen gängigen Geodaten- bzw. GIS-
Format zusenden.  
 

Bitte übermitteln Sie Datensätze (bis max. 20 MB Größe) per E-Mail an abteilung9@rpf.bwl.de. Größere 
Datensätze bitten wir auf einer CD zu übermitteln. Alternativ können wir alle zum Verfahren gehörenden 
Unterlagen auch im Internet, möglichst gesammelt in einer einzigen ZIP-Datei herunterladen. 
 
Bei Flächennutzungsplanverfahren, welche die gesamte Fläche einer Gemeinde/VVG/GVV umfassen, 
benötigen wir zusätzlich den Kartenteil in Papierform. 
 
 

2 Dokumentation der Änderungen bei erneuter Vorlage 

Bei erneuter Vorlage von Planungsvorhaben sollten Veränderungen gegenüber der bisherigen Planung 
deutlich gekennzeichnet sein (z. B. als Liste der Planungsänderungen). 
 
 

3 Information zur weiteren Einbindung des LGRB in das laufende Verfahren 

Wir bitten Sie, von einer standardmäßigen Übermittlung von weiteren Unterlagen ohne eine erforderliche 
Beteiligung des LGRB abzusehen. Hierunter fallen Abwägungsergebnisse, Satzungsbeschlüsse, Mitteilungen 
über die Rechtswirksamkeit, Bekanntmachungen, Terminniederschriften ohne Beteiligung des LGRB 
(Anhörung, Scoping, Erörterung), immissionsschutzrechtliche Genehmigungen, wasserrechtliche Erlaub-
nisse, bau- und naturschutzrechtliche Genehmigungen, Entscheidungen nach dem Flurbereinigungsrecht, 
Eingangsbestätigungen. Sollten wir weitere Informationen zum laufenden Verfahren für erforderlich halten, 
werden wir Sie darauf in unserer Stellungnahme ausdrücklich hinweisen. 
 
 

4 Einheitlicher E-Mail-Betreff 

Bitte verwenden Sie im E-Mail-Verkehr zu TöB-Stellungnahmen als Betreff an erster Stelle das Stichwort 
TöB und danach die genaue Bezeichnung Ihrer Planung. 
 
 

5 Hinweis zum Datenschutz 

Sämtliche digitalen Daten werden ausschließlich für die Erstellung der TöB-Stellungnahmen im LGRB 
verwendet.  
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6 Anzeigepflicht für Bohrungen 

Für Bohrungen besteht eine gesetzliche Anzeigepflicht gemäß §4 Lagerstättengesetz beim LGRB. Hierfür 
steht eine elektronische Erfassung unter  
http://www.lgrb-bw.de/informationssysteme/geoanwendungen/banz zur Verfügung. 
 
 
 

Allgemeine Hinweise auf Informationsgrundlagen des LGRB 

 

Die Stellungnahmen des LGRB als Träger öffentlicher Belange basieren auf den Geofachdaten der geo-
wissenschaftlichen Landesaufnahme, welche Sie im Internet abrufen können: 
 

A Bohrdatenbank 

Die landesweiten Bohr-, bzw. Aufschlussdaten können im Internet unter folgenden Adressen abgerufen 
werden: 

• Als Tabelle: http://www.lgrb-bw.de/bohrungen/aufschlussdaten/adb  
• Als interaktive Karte: http://maps.lgrb-bw.de/?view=lgrb_adb  
• Als WMS-Dienst: http://services.lgrb-bw.de/index.phtml?REQUEST=GetCapabilities 

&VERSION=1.1.1&SERVICE=WMS&SERVICE_NAME=lgrb_adb 

 

 

B Geowissenschaftlicher Naturschutz 

Für Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes verweisen wir auf unser Geotop-Kataster. Die Daten 
des landesweiten Geotop-Katasters können im Internet unter folgenden Adressen abgerufen werden: 

• Als interaktive Karte: http://maps.lgrb-bw.de/?view=lgrb_geotope   
• Als WMS-Dienst: http://services.lgrb-bw.de/index.phtml?REQUEST=GetCapabilities 

&VERSION=1.1.1&SERVICE=WMS&SERVICE_NAME=lgrb_geotope  

 

 

C Weitere im Internet verfügbare Kartengrundlagen 
Eine Übersicht weiterer verfügbarer Kartengrundlagen des LGRB kann im Internet unter folgender Adresse 
abgerufen werden: http://www.lgrb-bw.de/informationssysteme/geoanwendungen  und im LGRB-
Kartenviewer visualisiert werden (http://maps.lgrb-bw.de).  
 

 

 
Für weitere Fragen oder Anregungen stehen wir unter der E-Mail-Adresse: abteilung9@rpf.bwl.de gerne 
zur Verfügung. Die aktuelle Version dieses Merkblattes kann im Internet unter folgender Adresse 
abgerufen werden: http://www.lgrb-bw.de/download_pool/rpf_lgrb_merkblatt_toeb_stellungnahmen.pdf. 
 

 

Wir bedanken uns für Ihre Unterstützung! 

 



 

 
 

Fontainengraben 200, 53123 Bonn
Postfach 29 63, 53019 Bonn

Telefon: +49 (0)228 5504 – 5291
Telefax: +49 (0)228 5504 – 5763

Bw: 3402 – 5291
baiudbwtoeb@bundeswehr.org

Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und 
Dienstleistungen der Bundeswehr 
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Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen 
der Bundeswehr ▪ Postfach 29 63 ▪ 53019 Bonn   

 

Landratsamt Sigmaringen 
Umwelt und Arbeitsschutz 
Postfach 14 62 
72484 Sigmaringen 

  

 

Aktenzeichen Bearbeiter/-in Bonn, 
Infra I 3 Az.: 45-60-00/                                         ROS Golinski                                                        30.01.2018 
K-V-034-18-SON 

 
 BETREFF Scopingverfahren zur Errichtung eines Windparks mit vier Windenergieanlagen auf 

der Gemarkung Denkingen 
  hier: Beteiligung der Behörden - Stellungnahme 

 BEZUG 1. Ihre Schreiben vom: 24.01.2018 Ihr Zeichen: IV/41.3 JM 
 

Sehr geehrter Frau Müller, 

 
die Bundeswehr bedankt sich für die Einladung zum Scoping-Termin und  unterstützt den 
Ausbau erneuerbarer Energien soweit militärische Belange nicht entgegenstehen.  
 
Windenergieanlagen können grundsätzlich militärische Interessen, z.B. militärische 
Richtfunkstrecken, Luftverteidigungsradaranlagen oder den militärischen Flugverkehr, 
berühren und beeinträchtigen. 
 
Die geplanten Windenenergieanlagen befinden sich aktuell im Bereich des 
Interessengebietes der Luftverteidigungsradaranlage Meßstetten. 
 
Ob und inwiefern eine Beeinträchtigung der militärischen Interessen tatsächlich vorliegt, 
kann in dieser frühen Planungsphase nicht beurteilt werden und ist abhängig von genauen 
Standorten, Bauhöhen und Geländehöhen der einzelnen geplanten Windenergieanlagen. 
 
Die Bundeswehr behält sich daher vor, im Rahmen der sich anschließenden 
Beteiligungsverfahren (z.B. BImSchG-Verfahren) zu gegebener Zeit, wenn nötig, 
Einwendungen geltend machen da jede beantragte Windenergieanlage einer 
Einzelfallprüfung bedarf. 
 
Hinweis auf flugbetriebliche Bedenken gem. § 14 LuftVG: 
 
Da bauliche Hindernisse mit einer Bauhöhe von über 100 m über Grund gem. § 14 
LuftVG der luftfahrtrechtlichen Zustimmung bedürfen, werden etwaige militärisch 
flugbetriebliche Einwände/Bedenken über das Beteiligungsverfahren der zivilen 
Luftfahrtbehörde berücksichtigt.  
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An den nachfolgenden Verfahren nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz ist das 
Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
(BAIUDBw) unter Angabe meines Zeichens zwingend zu beteiligen. 
 
Mailadresse: baiudbwtoeb@bundeswehr.org 
 
Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

Golinski 

 

 

 

  



 
 

Bundesnetzagentur für  
Elektrizität, Gas, Tele-
kommunikation, Post 
und Eisenbahnen  
Behördensitz 
Bonn 
Tulpenfeld 4 
53113 Bonn 
 (02 28) 14-0 

Telefax Bonn 
(02 28) 14-88 72 
 

E-Mail 
poststelle@bnetza.de 
Internet 
http://www.bundesnetzagentur.de 

Kontoverbindung 
Bundeskasse Trier 
BBk Saarbrücken 
BIC:  MARKDEF1590 
IBAN: DE 81 590 000 00 00 590 010 20 
 

Dienstgebäude Berlin 
Fehrbelliner Platz 3 
10707 Berlin 
Telefax Berlin 
(0 30) 2 24 80-4 59 

 

 
Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom   Mein Zeichen, meine Nachricht vom  (0 30)  Berlin 

IV/41.3 JM, per E-Mail v. 
24.01.18, Frau Müller 

  226-27, 5593-5 
  Nr. 21030 

2 24 80-439 
oder 2 24 80-0 

25.01.2018 

 
Errichtung und Betrieb von vier Windenergieanlagen - Windpark Pfullendorf; 
Betreiber von Richtfunkstrecken im vorgegebenen Plangebiet 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
auf der Grundlage der von Ihnen zur Verfügung gestellten Angaben habe ich eine Überprüfung 
des angefragten Gebiets durchgeführt. Der beigefügten Anlage können Sie die Namen und An-
schriften der in dem ermittelten Koordinatenbereich tätigen Richtfunkbetreiber, die für Sie als 
Ansprechpartner in Frage kommen, entnehmen. Durch deren rechtzeitige Einbeziehung in die 
weitere Planung ist es ggf. möglich, Störungen des Betriebs von Richtfunkstrecken zu vermei-
den. 
 
Grundlegende Informationen zur Bauleitplanung im Zusammenhang mit Richtfunkstrecken so-
wie ergänzende Hinweise stehen Ihnen auf der Internetseite der Bundesnetzagentur 
www.bundesnetzagentur.de/bauleitplanung zur Verfügung. 
 
Gemäß § 16 Abs. 4 Satz 2 BDSG weise ich darauf hin, dass Sie nach § 16 Abs. 4 Satz 1 BDSG 
die in diesem Schreiben übermittelten personenbezogenen Daten grundsätzlich nur für den 
Zweck verarbeiten oder nutzen dürfen, zu dessen Erfüllung sie Ihnen übermittelt werden. 
 
Sollten Ihrerseits noch Fragen offen sein, so steht Ihnen für Rückfragen die Bundesnetzagentur, 
Referat 226 (Richtfunk), unter der o. a. Telefonnummer zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Im Auftrag 
Valériy Nagel   

Anlage
 

 

Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.  
 
 
 
 

 

  

 

 

 Bundesnetzagentur  Fehrbelliner Platz 3  10707 Berlin 

 

 

 

 
Landratsamt Sigmaringen 
Umwelt und Arbeitsschutz 
Leopoldstraße 4 
72488 Sigmaringen 
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Anlage  
 
Betreiber von Richtfunkstrecken 
 

Eingangsnummer: 21030 

Für Baubereich:  Pfullendorf, Landkreis Sigmaringen 

Planrechteck im ermittelten 
Koordinaten-Bereich  
(WGS 84 in Grad/Min./Sek.): 

NW: 

SO:  
 
 

09E1746 47N5249 

09E1855 47N5147 

 

 
 
Betreiber und Anschrift: 
 

 
 
 
 
 

Präsidium Technik Logistik Service der Polizei Nauheimer Straße 99 70372 Stuttgart



 

01 / 2014 
 

 

 

PRÄSIDIUM TECHNIK, LOGISTIK, SERVICE DER POLIZEI 
 ABTEILUNG 3 - REFERAT 32 / FUNKBETRIEB (ASDBW)  

PTLS Pol • Ref. 32 - ASDBW • Nauheimer Str. 99-100 • 70372 Stuttgart 

  Datum 05.02.2018 
 Landratsamt Sigmaringen 

 
 
 
 
 
 
 

  
 

 
 
 
 
 

Name Gerrit Frank Heinrich 
  

-per E-Mail- 
Julia.mueller@lrasig.de 
 
 
 
 
 

Durchwahl 0711 / 2302 - 3264 
 
 

                        Mail Gerrit.Heinrich@polizei.bwl.de 
   

  

  
  

 

 AZ:: IV/41.3 JM 
Antrag auf immissionsschutzrechtliche Genehmigung zur Errichtung eines 
Windparks mit 4 WEAn auf Gemarkung Denkingen (hier: Scopingverfahren) 
  

 hier: Prüfung BOS-Richtfunknetz 
 

  
Sehr geehrte Frau Müller,  
 
vielen Dank für die Übersendung der Anfrage.  
 
Die Überprüfung der zur Verfügung gestellten Daten hat zum Ergebnis geführt, dass die Inte-
ressen des Digitalfunks BOS durch den Bau der 4 Windenergieanlagen nicht betroffen sind.  
 
Sollten sich aber im weiteren Planungsverlauf die Lage oder die Anzahl der Windenergiean-
lagen nochmals ändern, muss die Autorisierte Stelle Digitalfunk Baden-Württemberg hierüber 
wieder in Kenntnis gesetzt werden, um eine neuerliche Prüfung durchführen zu können.  
Für Rückfragen stehen wir ihnen gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. Martin Kling 
Leiter Autorisierte Stelle Digitalfunk Baden-Württemberg 

Nauheimer Straße 99-100 · 70372 Stuttgart · Telefon 0711 2302-0  
E-Mail: STUTTGART.PTLS.ABT3.REF32@POLIZEI.BWL.DE 

 

www.polizei-bw.de · www.service-bw.de ·  

http://www.polizei-bw.de/
http://www.service-bw.de/
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Anschrift & Öffnungszeiten 
Glärnischstraße 1 - 3 
88045 Friedrichshafen 
Mo - Fr 08:00 - 12:00 Uhr 
Do 14:00 - 17:00 Uhr 

 Kontakt 
Tel.: 115 oder 07541 204-0 
Fax: 07541 204-8800 
info@bodenseekreis.de 
www.bodenseekreis.de 

 Bankverbindung 
Sparkasse Bodensee 
Kto.: 20111704, BLZ: 690 500 01 
IBAN: DE98 6905 0001 0020 1117 04 
BIC: SOLADES1KNZ 

 Bus & Bahn 
Eingabe „Friedrichshafen, 
Landratsamt“ bei  
www.bodo.de oder 
www.bahn.de 

 

 
 

 

Landratsamt Bodenseekreis  88041 Friedrichshafen Dezernat/Amt 2/Umweltschutzamt                         

 
Landratsamt Sigmaringen 
Umwelt und Arbeitsschutz 
Frau Julia Müller 
Postfach 14 62 
72484 Sigmaringen 
 
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Gebäude 

Kreislaufwirtschaft, Energie, Baugewerbe 

Glärnischstraße 1 -3  
Name Herr Lutat 

Zimmer-Nr. G 401 

Telefon 07541 204 5222 

Telefax 07541 204 7222 

E-Mail peter.lutat@bodenseekreis.de 

Aktenzeichen 23/3-106.111 lu 

Datum 28. Februar 2018 

 
vorab per Mail: julia.mueller@lrasig.de 

 
 
Antrag der ABO Wind AG auf immissionsschutzrechtliche Genehmigung zur Errichtung 
eines Windparks mit vier Windenergieanlagen mit einer Nabenhöhe von ca. 160 bis 170 m 
und einem Rotordurchmesser von bis zu 160 m auf der Gemarkunge Denkingen 
Scopingtermin 
 
 
Sehr geehrte Frau Müller, 
 
für die Einladung zum Termin am 02.03.2018 möchten wir uns bei Ihnen recht herzlich bedanken 
Seitens des Landratsamtes Bodenseekreis wird Herr Dr. Hermann Gabele an diesem Termin 
teilnehmen. 
 
Bereits vorab möchten wir Sie darüber informieren, dass das Landratsamt Bodenseekreis gerne 
am Genehmigungsverfahren als Träger öffentlicher Belange beteiligt sein möchte. Hierzu werden 
wir voraussichtlich drei Fertigungen der Antragsunterlagen benötigen. 
 
In den Genehmigungsunterlagen müssen auch die verschiedenen Auswirkungen 
navchvollziehbar dargestellt werden. 
 
Hinsichtlich landwirtschaftlicher Flächen im Bodenseekreis möchten wir Ihnen bereits jetzt 
folgende Belange zur Kenntnis geben: 
 
1. Sofern für den Bau und die Errichtung der geplanten Windkraftanlagen landwirtschaftliche 

Wege in Anspruch genommen werden, so ist jederzeit eine Nutzbarkeit für den 
landwirtschaftlichen Verkehr zu gewährleisten.  

 
2. Falls landwirtschaftliche Wege durch die Benutzung  beim Bau und bei der Errichtung der 

geplanten Windkraftanlagen beschädigt werden, so sind diese Schäden zu beseitigen und 
ein ordnungsgemäßer Zustand wieder herzustellen.  

 
3. Landwirtschaftliche Flächen haben sich in den vergangenen Jahren zunehmend verknappt. 

Dies gilt insbesondere für Ackerflächen. Das Landwirtschaftsamt regt daher an, den 
ökologischen Ausgleich und den Waldausgleich vorrangig durch ökologische Aufwertungen 
im  Wald zu erbringen.  

mailto:info@bodenseekreis.de
http://www.bodenseekreis.de/
http://www.bodo.de/
http://www.bahn.de/


- 2 - 
 
 

 

 
 
Über das Ergebnis des Scopingtermins bitten wir Sie, uns zu unterrichten. 
 
Für Ihre Unterstützung im Voraus besten Dank. 
 
Im Verteiler der Einladung zum Scopingtermin ist die Gemeinde Heiligenberg nicht aufgeführt. 
Wir haben daher Ihre Einladung an uns zu deren Information an die Gemeinde Heiligenberg per 
Mail übersandt. Ebenso erhält sie auf diesem Wege eine Mehrfertigung dieses Schreibens. 
Darüber wollten wir Sie noch informieren. 
 
Für Fragen sind wir selbstverständlich gerne für Sie da. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Peter Lutat 



 

Stadtverwaltung Pfullendorf  88630 Pfullendorf  Telefon 07552/25-01  Telefax 07552/25-1009 
www.pfullendorf.de info@stadt-pfullendorf.de 

Sparkasse Pfullendorf-Meßkirch BLZ: 690 516 20 Kto.: 400 085 IBAN: DE48 6905 1620 0000 4000 85 BIC: SOLADES1PFD 
Volksbank Pfullendorf BLZ: 690 916 00 Kto.: 178 500 IBAN: DE55 6909 1600 0000 1785 00 BIC: GENODE61PFD 

Volksbank Bad Saulgau eG BLZ: 650 930 20 Kto.: 32 300 000 IBAN: DE86 6509 3020 0032 3000 00 BIC: GENODES1SLG 

 
 

 
Landratsamt Sigmaringen 
-Umwelt und Arbeitsschutz- 
Frau Julia Müller 
Postfach 1462 
72484 Sigmaringen 
 
 
 
Per Email: julia.mueller@lrasig.de 
 
 
 
 
Errichtung und Betrieb von vier Windkraftanlagen bei Hilpensberg 
Antrag der ABO Wind AG, Unter den Eichen 7, 65195 Wiesbaden 
Hier: Ihr Schreiben vom 24.01.2018 
 
 
Sehr geehrte Frau Müller, 
 
die Straßenverkehrsbehörde nimmt, in Abstimmung mit dem Polizeipräsidium 
Konstanz und dem Stadtbauamt der Stadt Pfullendorf, zu dem im Betreff genannten 
Vorhaben wie folgt Stellung: 
 
Gegen das Vorhaben bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Auf die 
beiliegenden Stellungnahmen des Polizeipräsidiums Konstanz und des 
Stadtbauamtes der Stadt Pfullendorf wird hingewiesen. 
 
Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
 
Simon Klaiber 
 
 
 
Anlage: Stellungnahme Polizeipräsidium Konstanz 
 Stellungnahme Stadtbauamt Pfullendorf 

 

FACHBEREICH I 

 

Ordnungsamt, Kirchplatz 1 

 
Sachbearbeiter 

 
Jürgen Hess, Zimmer 1.01 

 
Tel.-Durchwahl 

 
07552/25-1121 Fax: 9311-17 

 
E-Mail 

 
juergen.hess@stadt-pfullendorf.de 

 

Akten- / Kassenzeichen 
(Bitte immer angeben) 

 
112.21 Hilpensberg 

  
Pfullendorf, 26.02.2018 

Stadtverwaltung Pfullendorf   Postfach 1280   88618 Pfullendorf 
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Müller, Julia

Von: Tast, Andreas <Andreas.Tast@polizei.bwl.de> im Auftrag von 
KONSTANZ.PP.FEST.E.V <KONSTANZ.PP.FEST.E.V@polizei.bwl.de>

Gesendet: Montag, 29. Januar 2018 16:25
An: Klaiber, Simon
Cc: Peter, Jörg-Steffen
Betreff: AW: Anhörung des Polizeipräsidiums KN und Stadtbauamt wegen 

Bauantrag der ABO Wind AG auf Erstellung von vier Windkraftanlagen bei 
Hilpensberg

Anlagen: mögl. Baustellenzufahrt.jpg

Hallo Herr Klaiber,

von Seiten des Polizeipräsidiums Konstanz bestehen keine Bedenken gegen den Bau und den Betrieb der 
Windenergieanlagen. 
Die Entfernung der 4 Anlagen zur L201 beträgt zwischen 450 m und ca. 500 m, so dass von diesen für den 
öffentlichen Straßenverkehr keine Beeinträchtigungen zu erwarten sind. Zur L200 ist die Entfernung sogar 
deutlich größer.

Während der Bauphase ist die Andienung zu den einzelnen Baustellen über das klassifizierte Straßennetz 
möglich. Den letzten Streckenabschnitt bilden hauptsächlich land- und forstwirtschaftliche Wege, auf 
denen grundsätzlich kein öffentlicher Kfz-Verkehr stattfindet. 

Aufgrund des bestehenden Ausbauzustandes erscheint von hieraus die in der Anlage gezeigte 
Einmündung in die L201 für die Baustellenandienung als besonders geeignet. 

Mit freundlichen Grüßen

Andreas Tast
_____________________
Polizeipräsidium Konstanz
FESt - Verkehr
Benediktinerplatz 3
78467 Konstanz
Tel. 0049 7531 995-3132

-----Ursprüngliche Nachricht-----
Von: Klaiber, Simon [mailto:simon.klaiber@stadt-pfullendorf.de] 
Gesendet: Montag, 29. Januar 2018 13:59
An: Tast, Andreas; Peter, Jörg-Steffen
Betreff: Anhörung des Polizeipräsidiums KN und Stadtbauamt wegen Bauantrag der ABO Wind AG auf 
Erstellung von vier Windkraftanlagen bei Hilpensberg

Hallo Herr Tast,
hallo Herr Peter,

ich verweise auf die beigefügten Unterlagen mit der Bitte um Stellungnahme.

Mit freundlichen Grüßen

Simon Klaiber

Stadt Pfullendorf
Kirchplatz 1
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88630 Pfullendorf

Telefon: 07552/251121
Fax: 07552/931117
e-Mail: simon.klaiber@stadt-pfullendorf.de

------------ Untersucht durch Check Point Threat Extraction der BITBW ------------


